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Usbekistan. Für viele Leute bedeutet das nur einer der „-stans“ irgendwo in Asien. Kein Wunder – unbegrenzte Wüstenflächen in der Mitte des Staats, eintönige Baumwollfelder auf dem Rest des Staatsgebietes – es ist wirklich überhaupt nichts Interessantes da. Trotzdem richtete die Welt vor ein paar Jahren die Aufmerksamkeit auf dieses Land. Im Mai 2005 eröffnete das usbekische Militär das Feuer auf eine Volksmenge in der Stadt Andijon im Osten des Lands und erschoss vermutlich von 500 bis 600 Personen. Was war da eigentlich passiert und wessen Schuld ist es?
Das Ferghanatal: das Zentrum des islamistischen Widerstands
Andijon liegt in einer sehr fruchtbaren Ebene zwischen den Gebirgen Tian Shan und Alaikette, die das Ferghanatal heißt und eigene Besonderheiten hat. Zum Beispiel, seit den zwanziger Jahren, als die Sowjetkartographen den Verlauf der Grenzen in Zentralasien festgelegt hatten, wurde das Tal unter Usbekistan, Tadschikistan und Kirgisistan eingeteilt. Bis heute verursacht diese Teilung bewaffnete Konflikte zwischen einzelnen ethnischen Gruppen. 
Ein anderes Spezifikum in der Region, das leider auch eine unangenehme Schattenseite hat, ist sehr hoher Grad der Religiosität. Die überwiegende Mehrheit der usbekischen Bevölkerung bekennt sich zu der maßvollsten Form des Islam, wohingegen in dem Ferghanatal auch verschiedene militante separatistische Gruppierungen existieren. Obwohl sie nicht viele Anhänger haben, verübten sie vor allem früher einige Terroranschläge, wie z.B. die Bombenexplosionen im Jahr 1999 in Taschkent und im Jahr 2004 in Taschkent und Buchara. Andererseits wurde die Teilnahme der islamistischen Gruppen an den Anschlägen nicht immer hundertprozentig bewiesen. Nach einigen Stimmen bereitete die usbekische Regierung die Explosionen vor, um die Niederschlagung der Muslime aus unruhigem Ferghanatal zu begründen. 
Islom Karimov: Herrschaft mit harter Hand 

Es war eigentlich ein typisches Beispiel der Politik der herrschenden Eliten. Nachdem der letzte Generalsekretär der usbekischen Kommunistischen Partei, Islom Karimov, im Jahr 1991 die Unabhängigkeit ausgerufen hatte und als Präsident gewählt worden war, bekam er Angst vor der Opposition. Deshalb verbot er die zwei prominentesten Oppositionsparteien – Erk (Die Freiheit) und Birlik (Die Einigkeit) – und die Strafverfolgungsbehörden  begannen jeden mit einer potenziellen Macht (es heißt Mitglieder dieser verbotenen Parteien, unabhängige Muslime oder einflussreiche Unternehmer) zu verhaften. Auf diese Weise hielt Karimov seine Position bis heute.

Menschenrechtsorganisationen, die in Usbekistan tätig sind, kritisierten auch Verwendung der Zwangsarbeit (vor ein paar Jahren sogar Kinderarbeit) auf den Baumwollfeldern – einer der wenigen Dinge, die dieses ökonomisch schwache Land am Leben erhalten. Die anderen sind das Erdgas und das Gold; gesamte Förderung und Handel wird durch den Staat kontrolliert und den Gewinn einstreichen nur die höchstrangigen Staatsbeamte und ihre Familien, die im Luxus leben.
Keiner der usbekischen Verbündeten hat versucht, es zu verhindern. Sogar die Vereinigten Staaten von Amerika, die normalerweise auf die Einhaltung der Menschenrechte achten, haben hier nichts getan. Warum nicht? Nachdem die USA nach den terroristischen Anschlägen vom 11. September 2001 den Krieg gegen den Terror erklärt hatten, gewährte Usbekistan ihnen einen Militärstützpunkt in Karshi-Khanabad im Süden des Lands, damit ihre Truppen in benachbartem Afghanistan besser operieren konnten. Als Gegenleistung haben Vereinigte Staaten über die Repressionen in Usbekistan geschwiegen. Bis zu dem Jahr 2005...
Blutbad in Andijon
Im Sommer 2004 verhaftete die usbekische Polizei in Andijon 23 junge Männer, die in führenden Positionen in lokalen Firmen standen und für ihre karitativen Aktivitäten bei den Stadtbewohnern sehr populär waren. Von den Staatsämtern wurden sie jedoch als Mitglieder einer verbotenen islamistischen Gruppe bezeichnet und vor Gericht gestellt. Der Strafprozess begann im Februar 2005. Von Anfang an begleiteten den Prozess Demonstrationen der Verwandten, Angestellten und Freunden der angeklagten Unternehmer und bis Mai wuchs die Anzahl der Protestierenden allmählich auf über 4 000 Personen an. Weitere und weitere Leute schlossen sich den Protesten an, um ihre Unzufriedenheit mit dem ökonomischen Zustand des Landes, der Korruption und der ungerechten Staatsrepressionen auszudrücken.
Die Spannung kulminierte am 12. Mai, als die usbekischen Sicherheitsbehörden begannen die Teilnehmer der Proteste festzunehmen. Als Antwort auf den Polizeieingriff  stürmte noch in jener Nacht eine Gruppe von zirka 100 bewaffneten Angreifern ein paar Verkehrspolizeistationen, eine Kaserne und ein Gefängnis in der Stadt und entließ Hunderte Gefangenen. Vermutlich von 20 bis 50 Leute starben während bei einer Schießerei zwischen einigen Mitgliedern der Gruppe und den Korps der Nationalsicherheit (SNB). Schließlich übernahmen die Bewaffneten auch die Kontrolle über die Gebäude der Regionalverwaltung in Andijon.
Nächsten Tag erreichte die Demonstrantenanzahl den Höhepunkt. Auf dem Baburplatz – dem größten Platz in Andijon – versammelten sich bis zu 10 000 Stadtbewohner. Im Verlauf des Tages geschahen wenige Zwischenfälle zwischen den Demonstranten und dem usbekischem Militär und einige Staatsbeamten wurden als Geiseln genommen. Während die Anführer der Proteste versuchten, mit den Regierungsspitzen zu verhandeln, füllte sich die Stadt mit Soldaten, die zur Niederschlagung der Demonstrationen beordert wurden. Um 16 Uhr riegelte das Militär das Stadtzentrum ab und von 17 Uhr schoss wahllos auf die Menge. Im folgenden Chaos wurden nach unterschiedlichen unabhängigen Quellen von 500 bis 1 000 Personen – einschließlich Frauen und Kinder – getötet. 
Usbekistan 10 Jahre später: keine Verbesserung der Lebensbedingungen 
Der brutale Eingriff rief umfangreiche Reaktion in der Welt hervor. Die Vereinigten Staaten von Amerika und die Europäische Union forderten von der usbekischen Regierung internationale Untersuchung der Ereignisse, aber Präsident Karimov ermöglichte sie leider nicht. Stattdessen bildete Usbekistan ein eigenes Untersuchungsteam, das später erklärte, dass 187 Leute während der Unruhen starben, und eine islamistische Gruppe ihrer Todesfälle beschuldigte. Usbekistan hörte mit der Kooperation mit USA auf und begann sich mehr an Russland und China zu orientieren. Regierungsfeindliche Aktivisten, Journalisten und Nichtregierungsorganisationen wurden wieder und umfangreicher als früher unterdrückt. Im Rahmen des Andijon Massaker wurden zirka 150 Personen vor Gericht gestellt und einige wurden bis zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt.

Dieses Jahr vergehen 10 Jahre von dem Massaker, aber die wirklichen Mörder wurden noch nicht bestraft. Und wahrscheinlich werden sie nicht auch in der Zukunft. Die Europäische Union verhängte zwar ein Waffenembargo und verbot ein Visum für 12 usbekische hochrangige Staatsbeamte, die für den Eingriff verantwortlich waren, zu erteilen, aber 2008 wurden die Sanktionen aufgehoben und die Macht halten immer noch dieselben Leute. Aber den Usbeken bleibt doch eine Hoffnung – die Ereignisse des Jahrs 2005 zeigten, dass die unzufriedene Einwohner können sich auf Massenprotesten versammeln. Und wer weiß? Vielleicht wird eine Demonstration in der Zukunft zu einer Revolution auswachsen.
